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Abwendung zu ergreifen (z. B. Verlegung oder Überda­
chung von Parkplätzen, um Lackschäden durch schwefel­
haltigen Ruß zu vermeiden). Derartige Maßnahmen sollten 
insbesondere Gegenstand von Vereinbarungen der Emit­
tenten und der örtlichen Staatsorgane sein und auch in 
zivilrechtlichen Verfahren überprüft weiden.

§ 329 Abs. 2 Satz 1 ZGB konkretisiert den in § 334 ZGB 
geregelten Entlastungsbeweis und stellt damit die speziel­
lere Vorschrift dar. Einer zusätzlichen Prüfung des § 334 
ZGB bedarf es daher bei der Entscheidung über Ansprüche 
gegen störende Einwirkungen nicht.

Gewährung angemessener Entschädigung 
und klageweise Geltendmachung 
von Immissionsansprüchen

Soweit durch rechtmäßige Immissionen Bürgern unzumut­
bare Nachteile entstehen, gestattet § 329’ Abs. 2 Satz 2 
ZGB die Gewährung einer angemessenen Entschädigung. 
Auf Grund der Bedeutung der Umweltbedingungen für 
die Arbeits- und Lebensbedingungen des Menschen um­
faßt § 329 Abs. 2 Satz 2 ZGB sowohl materielle als auch 
immaterielle Nachteile. Er subsumiert somit Personen- 
und Sachschäden sowie psychische und physische Einwir­
kungen, die das Normalmaß übersteigen und dadurch das 
Wohlbefinden beeinträchtigen.13

Bei der Gewährung einer angemessenen Entschädigung 
kann von einigen bereits entwickelten Grundsätzen der 
Rechtsprechung zum Problem der „Zumutbarkeit“ und 
der „Wesentlichkeit“ von Störungen ausgegangen werden.14 
Zu prüfen sind außerdem alle Umstände, die sich aus 
dem Verhalten und der Situation des Betroffenen selbst 
ergeben und unmittelbaren Einfluß auf die Notwendigkeit 
einer Entschädigungsleistung haben (z. B. vorliegende Mit­
verantwortlichkeit gemäß §341 ZGB; vorgesehener Umzug 
und dadurch Wegfall der Störungen).

Im Interesse einer gesell'schaftsgemäßen langfristigen 
Lösung des Immissionsproblems sollte in der Regel auf 
eine Einigung zwischen Emittent und Betroffenen orientiert 
werden, deren Gegenstand Maßnahmen zur Verringerung 
der Immission beim Betroffenen sind (z. B. bei Lärmimmis­
sion Einbau von Doppelfenstern). Eine derartige Orientie­
rung sollte auch Gegenstand einer gerichtlichen Entschei­
dung sein, wobei zur Realisierung derartiger Maßnahmen so­
wohl Verpflichtungen zu Geldleistungen als auch zu Real­
leistungen ausgesprochen weiden können. Sind keine Maß­
nahmen durchführbar, die die Immissionseinwirkungen 
auf ein zumutbares Maß reduzieren, dann sollten vom 
Emittenten solche Leistungen erbracht werden, die dem 
Betroffenen einen Ausgleich auf andere Art und Weise 
ermöglichen (z. B. Unterstützung der Urlaubs- und Frei­
zeitgestaltung des Betroffenen). Derartige zweckmäßige 
Leistungen an den Betroffenen sind u. E. am besten geeig­
net, im konkreten Fall unzumutbare Nachteile auf ein zu­
mutbares Maß zu reduzieren.

Nach alledem ist festzustellen, daß die Entschädigungs­
leistung aus § 329 Abs. 2 Satz 2 ZGB keine generelle Schad­
loshaltung i. S. des § 337 ZGB (wie bei rechtswidrigen Im­
missionen) zum Ziel hat; sie soll vielmehr in geeigneter 
Weise die das Normalmaß übersteigenden Beeinträchti­
gungen aus rechtmäßigen Immissionen mildem.

Wird das Bestehen eines unzumutbaren Nachteils vom 
Gericht bejaht, dann k a n n  eine angemessene Entschädi­
gung gewährt werden (§ 329 Abs. 2 Satz 2 ZGB). Dabei 
sollte bei Feststellung eines unzumutbaren Nachteils — mit 
dieser Bewertung ist u. E. zugleich das gesellschaftliche Er­
fordernis nach einer Entschädigung ausgedrückt — immer 
eine angemessene Entschädigung gewährt werden.

Soweit im Rahmen der territorialen Kooperation zwi­
schen den örtlichen Räten und den Emittenten ein Aus­
gleich für die Beeinträchtigung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen geschaffen oder die Durchführung von An­
passungsmaßnahmen gewährleistet wird, ist die Zahlung 
einer angemessenen Entschädigung im allgemeinen nicht 
erforderlich (vgl. § 8 der 5. DVO zum Landeskulturgesetz).

Kann der Emittent im gerichtlichen Verfahren die 
Rechtmäßigkeit seiner Immissionen nicht nachweisen15, 
ist er — unter Beachtung der genannten Spezialvor­
schriften — gemäß §§ 328, 330 ff. ZGB zur Unterlassung 
und zum Schadenersatz verpflichtet. Der Unterlassungs­
anspruch richtet sich dabei auf die Reduzierung der Immis­
sionen nach den erläuterten Kriterien des § 329 Abs. 2

Satzl ZGB, nicht aber darauf, daß die Tätigkeit, die die 
Störungen verursacht, generell eingestellt wird.

Für den Bürger ist in der Regel nicht erkennbar, ob ein 
ihm durch Immission entstandener Nachteil das Resultat 
einer rechtmäßigen oder rechtswidrigen Immission ist. 
Daher ist u. E. in beiden Fällen der Gerichtsweg zulässig. 
§ 329 Abs. 2 Satz 2 ZGB statuiert zwar keinen individuellen, 
gerichtlich durchsetzbaren Anspruch und legt auch nicht 
fest, ob die Gewährung einer angemessenen Entschädigung 
Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung (wie z. B. im 
Fall des § 332 ZGB) sein muß oder im Ermessen des Emit­
tenten liegt. Im Interesse der Vervollkommnung des 
Schutzes der Bürger vor Umweltbelastungen ist jedoch 
eine Entscheidung durch die Gerichte zu befürworten.
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